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Das Editorial zu Heft 2/1995 des Nach- 
richtenblattes befaßte sich mit den Er- 
gebnissen und Vorschlägen der 
von September 1994 bis April 1995 
durchgeführten Organisations- und 
Wirtscnaftlichkeitsuntersuchung der 
Denkmalschutzverwaltung. Jetzt soll 
über die weitere Entwicklung und 
Umsetzung dieser Untersuchung be- 
richtet werden. 

Erinnern wir uns: Das Cutachten zur 
Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsuntersuchung sah zwei aufeinan- 
der aufbauende „Szenarien" vor. 
Während das Szenario „Basisoptimie- 
rung" vornehmlich Vorschläge für 
Verbesserungen innerhalb bestehen- 
der Strukturen, vor allem in den Berei- 
chen Führung, Organisation, Verfah- 
ren und Öffentlichkeitsarbeit unter- 
breitet, enthält das Szenario „Neuaus- 
richtung" Ansätze für strukturelle Ver- 
änderungen, wie z. B. Schließung von 
zwei Außenstellen und Hochzonen 
der unteren Denkmalschutzbehör- 
den auf die Landratsämter und Stadt- 
kreise. 

Der Ministerrat hat im Mai 1995 das 
Wirtschaftsministerium mit der Prü- 
fung beauftragt, ob bzw. wie die im 
Szenario „Basisoptimierung" vorge- 
schlagenen Maßnahmen umgesetzt 
werden können. Die Landesregie- 
rung hat damit dem Szenario „Neu- 
ausrichtung" eine Absage erteilt und 
im Ergebnis den hiergegen auch von 
der Denkmalschutzverwaltung vor- 
getragenen Bedenken Rechnung ge- 
tragen. In Abstimmung zwischen 
Wirtschaftsministerium und Landes- 
denkmalamt wurde in der Folgezeit 
ein Umsetzungskonzept erarbeitet, 
das sich weitgehend an den Schwer- 
punkten des Szenarios „Basisoptimie- 
rung" orientiert und teilweise bereits 
verwirklicht ist. So wurde die Organi- 
sationsstruktur des Landesdenkmal- 
amtes überarbeitet. In einem ersten 
Arbeitsschritt wurde ein neuer Orga- 
nisationsplan unter Beteiligung des 
Wirtschaftsministeriums erstellt. Im 
Bereich der Abteilung Bau- und 
Kunstdenkmalpflege wurde die bis- 
her unmittelbar dem Abteilungsleiter 
zugeordnete Restaurierungsberatung 

mit dem Bereich Bauphysik zusam- 
mengelegt und in ein gemeinsames 
Referat eingegliedert. Die inhaltlich 
sehr eng verwandten Bereiche Miftel- 
alterarchäologie, Bauarchäologie und 
Bauforschung wurden in einem Refe- 
rat unter einheitlicher Leitung zusam- 
mengefaßt. Die bisher dem Leiter der 
Abteilung Archäologische Denkmal- 
pflege unterstellte Arbeitsstelle Hem- 
menhofen wurde in ein Referat um- 
gewandelt. Damit wurde der großen 
Bedeutung der Unterwasserarchäolo- 
gie und der Pfahlbauarchäologie als 
wichtiger Daueraufgabe auch organi- 
satorisch Rechnung getragen. Im Be- 
reich der Abteilung Verwaltung und 
Recht, Inventarisation, Zentrale Fach- 
dienste wurde das Referat „Inventari- 
sation und Dokumentation" neu 
strukturiert. Es wurde in fünf Arbeits- 
bereiche mit jeweils einem Leiter ge- 
gliedert, um der großen Führungs- 
spanne und den sachlich un- 
terschiedlichen Aufgabenbereichen 
Rechnung zu tragen. Die neue Orga- 
nisationsstruktur ist zugleich Grund- 
lage für den darauf aufbauenden 
neuen Ceschäftsverteilungsplan, der 
zwischenzeitlich ebenfalls erarbeitet 
wurde und Anfang nächsten Jahres in 
Kraft treten wird. 

Zur Umsetzung des Konzeptes wur- 
den beim Landesdenkmalamt Ar- 
beitsgruppen eingesetzt, die folgen- 
de Themenbereiche bearbeiteten: 
Steigerung des Fremdvergabevolu- 
mens, Verbesserung der Datenverar- 
beitung in der Verwaltung und in den 
fachlichen Bereichen sowie Verbesse- 
rung der Erreichbarkeit der Konserva- 
toren, Erarbeitung eines einheitlichen 
Archivierungskonzeptes im Landes- 
denkmalamt mit DV-gestützter Zu- 
griffstruktur, Verbesserung der Zusam- 
menarbeit im Landesdenkmalamt 
zwischen Listeninventarisatoren und 
Gebietskonservatoren, Optimierung 
des Zuschußverfahrens, der Zuschuß- 
berechnung sowie des Steuerbe- 
scheinigungsverfahrens und Verstär- 
kung der Inventarisation. 

Eine weitere gemeinsame Arbeits- 
gruppe aus Vertretern des Wirt- 
schaftsministeriums, der kommuna- 
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len Landesverbände, der Reeierungs- 
präsidien und des Landesdenkmal- 
amtes befaßte sich mit der Einführung 
von Fristen für das denkmalschutz- 
rechtliche Genehmigungsverfahren, 
der Einführung standardisierter Vor- 
gehensweisen und Verwendung lan- 
deseinheitlicher Textbausteine, der Er- 
arbeitung eines Katalogs von Einzel- 
fällen, bei denen das Landesdenk- 
malamt ein vorweggenommenes all- 
gemeines Einvernehmen erteilen 
kann, sowie mit der Frage von mehr 
,Jour-fixe"-Terminen und einer besse- 
ren Terminabstimmung und -Vorbe- 
reitung zwischen Landesdenkmalamt 
und unteren Denkmalschutzbehör- 
den. 

Die Arbeitsgruppen haben zwi- 
schenzeitlich ihre Tätigkeit weitge- 
hend abgeschlossen. Es liegen kon- 
krete Arbeitsergebnisse vor, die in die 
Praxis umgesetzt werden. Ohne auf 
alle Themenbereiche eingehen zu 
können, möchte ich hier beispielhaft 
folgende Punkte erwähnen; 

Im Bereich der Inventarisation wur- 
den von einer Arbeitsgruppe zahlrei- 
che Vorschläge zur Beschleunigung 
und Verstärkung der Listen inventari- 
sation erarbeitet, die von der Erfas- 
sung des Ist-Zustandes der Listenin- 
ventarisation ausgehend, über eine 
Optimierung der Verfahrensabläufe 
bis zu Fragen der personellen Verstär- 
kung reichen. Die Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Inventarisation 
sollen vorrangig dazu benutzt wer- 
den, so schnell wie möglich in den 
Landesteilen Denkmallisten zu erstei- 
len, in denen solche Listen derzeit 
noch nicht vorhanden sind. Seit In- 
krafttreten der novellierten Landes- 
bauordnung (LBO) zum 01.01.1996 
kommt der Inventarisation eine noch 
größere Bedeutung zu, da im Kennt- 
nisgabeverfahren die Regelanfrage 
der Baurechtsbehörden an die unte- 
ren Denkmalschutzbehörden weg- 
fällt. Aufgrund der kurzen Verfahrens- 
fristen der LBO sind die unteren 

Denkmalschutzbehörden auf aussa- 
gekräftige Unterlagen über die Denk- 
maleigenschaft angewiesen, die von 
der Inventarisation im Rahmen der 
Denkmallisten bzw. durch die nach- 
richtliche Übernahme der Kultur- 
denkmale in die Bauleitpläne bereit- 
gestellt werden müssen. Es ist deshalb 
bedauerlich, daß angesichts der not- 
wendigen Einsparungen zur Konsoli- 
dierung des Landeshaushalts, die 
auch im Bereich der Denkmalpflege 
gravierende Mittelkürzungen zur Fol- 
ge haben, mit einer - auch nur befri- 
steten - personellen Verstärkung der 
Inventarisation nicht gerechnet wer- 
den kann. Noch problematischer ist 
der zusätzlich vom Finanzministe- 
rium im Entwurf des Staatshaushalts- 
planes 1997 vorgesehene Sperrver- 
merk bei drei Inventarisatorenstellen. 
Dieser Vermerk bewirkt, daß diese 
drei Stellen schon jeweils beim näch- 
sten Ausscheiden von in diesen Ar- 
beitsbereichen tätigen Mitarbeitern 
des Landesdenkmalamtes wegfallen. 
Damit werden die oben geschilder- 
ten Anstrengungen, die Inventarisa- 
tion zu verbessern und zu beschleu- 
nigen, unterlaufen und alle Bemü- 
hungen in dieser Richtung erschwert. 

Zwei weitere Arbeitsgruppen haben 
sich - unter Beteiligung des Wirt- 
schaftsministeriums - mit der Opti- 
mierung des Zuschußverfahrens, der 
Zuschußberechnung und des Steuer- 
bescheinigungsverfahrens befaßt. 
Das Zuschußverfahren sowie das 
Steuerbescheinigungsverfahren wur- 
den durch die Einfünrung standardi- 
sierter Vorgehensweisen deutlich ge- 
strafft. Die Beratung der Denkmalei- 
gentümer und Architekten durch die 
Konservatoren des Landesdenkmal- 
amtes bereits vor Antragstellung wird 
künftig einen Schwerpunkt des Zü- 
sch ußverfahrens bilden. Bei dieser 
Beratung wird in der Regel gemein- 
sam mit der unteren Denkmalschutz- 
behörde das denkmalpflegerische 
Konzept als Grundlage für die denk- 
malschutzrechtliche Genehmigung 

erarbeitet. Für die Berechnung des 
denkmalbedingten Mehraufwandes 
wurde eine neue, stark standardisierte 
Mehrkostenliste ausgearbeitet, die die 
Berechnung der denkmalbedingten 
Mehrkosten im Zuschußverfahren 
nicht nur transparenter macht, son- 
dern auch erheblich beschleunigt. 
Außerdem wurde das Bewertungs- 
blatt für Zuschußanträge überarbeitet. 
Damit soll nicht zuletzt der veränder- 
ten Finanzsituation mit ihren gravie- 
renden Mittelkürzungen Rechnung 
getragen werden. 

Mit der Verwirklichung des Umset- 
zungskonzepts zur Organisations- 
und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
werden die Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Arbeit des Landesdenk- 
malamtes deutlich verbessert. Unab- 
hängig hiervon können die Ein- 
schränkungen im finanziellen Bereich 
allerdings nicht ohne Folgen bleiben. 
Im Zuschußbereich mußte der För- 
derrahmen in den vergangenen drei 
Jahren von ca. 60 Mio. DM auf ca. 45 
Mio. DM in diesem Jahr gesenkt wer- 
den. Im Jahr1997 ist mit weiteren Kür- 
zungen zu rechnen, so daß voraus- 
sichtlich nur noch Fördermittel in 
Höhe von 30 Mio. DM zur Verfügung 
stehen werden. Diese rückläufige Ent- 
wicklung betrifft in gleicherweise die 
Archäologische Denkmalpflege. Für 
diesen Bereich standen in den ver- 
gangenen Jahren jeweils ca. 15 Mio. 
DM zur Verfügung. Im Jahr 1997 wird 
dieser Betrag auf nur noch 7 bis 8 Mio. 
DM zurückgeführt werden müssen. 
Mit den weitreichenden Konsequen- 
zen aus dieser schwierigen Entwick- 
lung für den Förderbereich und die 
Archäologische Denkmalpflege, ins- 
besondere den Bereich der Notgra- 
bungen, wird sich das Editorial des 
nächsten Heftes befassen. 
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